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Betreff: Strategische Umweltprüfung Bedarfsplan 2014 (Scoping) 
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lege ich Widerspruch ein gegen Ihr Verfahren „Strategische Umweltprüfung Bedarfsplan 2014 (Scoping)  Beginn 23.04.2014 -Ende 28.05.2014“. Lediglich durch Zufall habe ich davon erfahren. Auf Grund der kurzen Frist, die mir noch bleibt, ist es mir nicht möglich mich ausreichend zu informieren. Öffentlichkeitsbeteiligung hat in Ihrem Falle nach der UN Aarhus Konvention zu erfolgen. Hier finden Sie die Konvention in vielen Sprachen. In Deutschland ist sie in englischer Sprache schlicht und einfach bindendes Gesetz und sollte dementsprechend implementiert sein. Sie verstoßen mit Ihren Verfahren gegen geltendes internationales und europäisches Recht. http://www.unece.org/env/pp/treatytext.html
Die SUP Bundesbedarfsplan entspricht nicht den Anforderungen der hier relevanten UN Aarhus Konvention. Nach Auskunft des Landratsamtes Wunsiedels war dem Amt mit Stand 09. Mai 2014 (zur Kreistagssitzung) nichts von einer SUP Bundesbedarfsplan bekannt. Der betroffenen Öffentlichkeit ist immer noch nichts bekannt. 

Selbst wenn man von Beginn an informiert gewesen wäre, so hätte die SUP Bedarfsplan gegen die Aarhus Konvention verstoßen. Vom 14.04.2014 bis 27.04.2014 waren Osterferien in Bayern. Diese zwei Wochen können nicht zur Einwendungsfrist gerechnet werden, da Ferienzeit keine Einwendungszeit sein darf. Es bleiben also nur 3 Wochen Einwendungsfrist. Das ist unter allen Umständen zu kurz. Es gibt bereits diesbezüglich Aarhus Case Law aus Spanien. http://www.unece.org/jurisprudenceplatform.html
Sie schließen mit Bekanntmachung nur über eine Website all die vielen Menschen komplett aus, die keinen PC  besitzen. Ich verweise hier auf ähnliche Verstöße in der Informationspflicht in der UVP Temelin. Die Pflicht der Information der Öffentlichkeit ist in einer UVP und SUP dieselbe. Das komplette Gutachten ist unter diesem Link abrufbar. 
http://www.gruene-fraktion-bayern.de/themen/energie/atomenergie/temelin-oeffentlichkeitsbeteiligung-mit-schweren-maengeln
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2.3 Wie wird zum Vorhaben informiert?

Grundsätzlich sind die Gemeinden, in denen sich ein Vorhaben auswirkt, verpflichtet, die Unterlagen dort auch auszulegen. Bevor die Auslegung startet, haben die Gemeinden eine Reihe von Informationen bekannt zu machen, um der Öffentlichkeit eine erste Orientierung zum Vorhaben zu ermöglichen. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen,

„1. wo und in welchem Zeitraum der Plan zur Einsicht ausgelegt ist;

2. dass etwaige Einwendungen bei den in der Bekanntmachung zu bezeichnenden

Stellen innerhalb der Einwendungsfrist vorzubringen sind;

3. dass bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin auchohne ihn verhandelt werden kann;

4. dass

a) die Personen, die Einwendungen erhoben haben, von dem Erörterungstermin

durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden können,

b) die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche

Bekanntmachung ersetzt werden kann, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen

oder Zustellungen vorzunehmen sind.“

In der Aarhus-Konvention sind darüber hinaus weitere Pflichten über die Art der

öffentlichen Bekanntmachung normiert.

Die Bundesregierung versteht die Informationspflicht im konkreten Fall so, dass

sie die Öffentlichkeit „in den voraussichtlich betroffenen Gebieten“ durch „die

zuständige deutsche Behörde“ informieren will. Hierfür sollen neben der Nutzung

amtlicher Veröffentlichungsblätter „insbesondere das Medium Internet

herangezogen“ werden.
Zwar können über das Internet große Teile der Bevölkerung die Unterlagen in Bayern abrufen, (...). Für diejenigen aber, die nicht über einen Zugang zum Internet verfügen oder keine Internet-Nutzer sind, bleibt der Zugang zu Informationen zum UVP-Gutachten Temelin (hier SUP Bedarfsplan) versperrt. Das sind in Bayern bei derzeit 12,6 Mio. Einwohnern immerhin auch 25 Prozent der Bevölkerung0, mithin etwa 2 Mio. Einwohner. 
Daher kann in dem Vorgehen der Bayrischen Landesregierung hinsichtlich der partiellen Auslegung der Unterlagen zum UVP-Gutachten Temelin ein Verstoß gegen die Informationspflicht gegenüber der bayrischen Öffentlichkeit gesehen werden.

Noch drastischer ist der Verstoß gegen die Informationspflicht im Freistaat

Sachsen. In Sachsen ist etwa jeder zweite Bürger über 50 Jahren noch nicht im

Netz aktiv und daher sind viele Bürgerinnen und Bürger darauf angewiesen,

sich durch ausgelegte Unterlagen ein Bild von Vorhaben zum Infrastrukturausbau

zu machen.
Darüber hinaus hatte die Öffentlichkeit in den übrigen 14 Bundesländern in

Deutschland, wenn sie nicht das Internet nutzt, keine Möglichkeit, sich ein Bild

von der Umweltverträglichkeitsprüfung zum Vorhaben Temelin 3 + 4 zu machen.

Sie wurde nicht auf das Vorhaben aufmerksam gemacht. 
Ich fordere Sie auf, die SUP gemäß dem geltenden Gesetz durchzuführen. Das heißt Information, Beteiligung und Zugang zu Gerichten für jeden ohne Diskriminierung, sowie angemessene Einwendungsfristen sind von Ihnen sicherzustellen. http://www.unece.org/env/pp/publications/the_power_is_in_your_hands.html
Mit freundlichen Grüßen,

Brigitte Artmann

